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Der PARITÄTISCHE Hessen ist der Spitzenverband 
von 800 sozialen Mitgliedsorganisationen aus den 
Bereichen Sozialarbeit, Kinder- und Jugendhilfe, 
Gesundheitswesen, Frauen- und Mädchenarbeit, 
Behinderten- und Altenhilfe, Migrationssozialarbeit, 
Suchtkranken- und Selbsthilfe, Strafffälligen- und 
Wohnungslosenhilfe, Arbeitsmarktpolitik, soziale 
Psychiatrie sowie Freiwilligenarbeit. Mehr als 80.000 
hauptamtliche und 23.000 ehrenamtliche Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter sind in den Einrichtungen 
tätig.

Der PARITÄTISCHE Hessen vertritt die Interessen 
der hilfebedürftigen und benachteiligten Menschen 
ebenso wie die Interessen seiner Mitgliedsorgani-
sationen. Durch Lobbyarbeit, fachlicher, rechtlicher 
und finanzieller Unterstützung sichert der PARITÄTI-
SCHE Hessen die Qualität der sozialen Arbeit seiner 
Mitglieder.

Negativ wirkt sich die angespannte Situation auf 
dem Wohnungsmarkt auch auf die Arbeit vieler 
sozialer Organisationen aus: Plätze in Frauen-

häusern,  in stationären Einrichtungen und anderen 
Unterkünften bleiben belegt, weil Klient*innen zwar 
ausziehen könnten und möchten, aber keinen eige-
nen Wohnraum finden oder erhalten. So werden 
Plätze blockiert und stehen dem Hilfesystem nicht 
zur Verfügung, soziale Einrichtungen müssen Men-
schen mit Unterstützungsbedarf abweisen. 

Unsere Forderungen 
zur Landtagswahl 2018

Das Menschenrecht auf Wohnen ist auch in Hessen 
zunehmend bedroht. Die Zahl der Wohnungslosen 
steigt. Geeigneten und bezahlbaren Wohnraum zu 
finden, ist mittlerweile nicht nur für Menschen in 
besonderen oder prekären Lebenslagen eine große 
Herausforderung. Längst sind auch Haushalte mit 
mittlerem Einkommen betroffen. 

Um den Wohnraumbedarf zu decken, müssten 
in Hessen bis zum Jahr 2040 mehr als eine hal-
be Million Wohnungen gebaut werden. In der 

jüngeren Vergangenheit wurden jedoch nur rund 
15.600 Wohnungen pro Jahr fertiggestellt. Zudem 
fehlen in Hessen Sozialwohnungen, aktuell gibt es 
nur noch halb so viele wie vor 20 Jahren. Besonders 
knapp sind auch barrierefreie Wohnungen, schon 
jetzt fehlen 77.000. In Hessen leben deutlich weniger 
Studierende in öffentlich geförderten Wohnheimen 
als im Bundesdurchschnitt.

Wohnungspolitik ist Sozialpolitik

In den vergangenen Jahren wurde Wohnungspolitik 
in Hessen vornehmlich als Wirtschaftspolitik be-
trieben. Um eine Abkehr hin zu einer sozialen Woh-
nungspolitik zu erreichen, fordert der PARITÄTISCHE 
Hessen eine Anbindung der Wohnungspolitik an 
das hessische Sozialministerium u. a. ein Landespro-
gramm zur Entwicklung kommunaler Wohnraumver-
sorgungskonzepte. 

Mehr Sozialwohnungen 

Der private und öffentliche Neubau von Sozialwoh-
nungen muss massiv gestärkt und die Möglichkeit 
ausgeschöpft werden, Mietpreisbindungen zu ver-
längern und Belegrechte anzukaufen. Grundsätzlich 
sollten kommunale und landeseigene Wohnungs-
baugesellschaften nur dauerhaft bezahlbare Woh-
nungen im Bestand haben. Außerdem dürfen in den 
Ballungsräumen und Universitätsstädten Genehmi-
gungen für größere Bauvorhaben privater Investoren 
nur erteilt werden, wenn mindestens 40 Prozent 
Sozialwohnungen entstehen. 
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Bestand an Mietwohnungen 
sichern – Vertreibung von 
Mieter*innen verhindern 

Wohnraumzweckentfremdung und spekulativer 
Wohnraumleerstand müssen verboten und mit Buß-
geldern belegt werden. Die Umwandlung von Miet- 
in Eigentumswohnungen muss durch eine deutliche 
Ausweitung der Kündigungssperrfrist auf mindes-
tens zehn Jahre erschwert werden. Außerdem müs-
sen Milieuschutzsatzungen erlassen und konsequent 
umgesetzt werden. 

Keine Privatisierung öffentlicher 
Wohnungen und Grundstücke

Die Veräußerung landeseigener oder kommunaler 
Grundstücke muss vollständig gestoppt werden. 
Stattdessen sollte die öffentliche Hand ihren Be-
stand an Wohnungen und Grundstücken vergrößern. 
Grundsätzlich sollten öffentliche Grundstücke und 
Wohnungen nur an gemeinnützige und sozial aus-
gerichtete Wohnungsbaugesellschaften, Genossen-
schaften vergeben werden, die dauerhaft bezahl-
baren Wohnraum schaffen. Die Gewinne öffentlicher 
Wohnungsunternehmen müssen zwingend für die 
Sanierung des Bestands sowie für den Neubau oder 
den Ankauf von Sozialwohnungen verwendet wer-
den.

Schutz vor Diskriminierung 
und Benachteiligung

Diskriminierungsstrukturen auf dem Wohnungs-
markt müssen abgebaut werden, u. a. durch eine 
Ausweitung des Allgemeinen Gleichstellungsgeset-
zes. Die Kommunen müssen außerdem verpflichtet 
werden, einen ausreichenden Bestand an Wohnun-
gen für Menschen in besonderen Lebenslagen wie 
Geflüchtete, Sinti und Roma, von Gewalt betroffene 
Frauen, Suchtkranke, ehemalige Straffällige, Men-
schen mit psychischen Erkrankungen oder Woh-
nungslose bereit zu stellen. Für die Romamigrant*in-
nen aus Osteuropa müssen Modellwohnprojekte 
im Rahmen einer hessenweiten Förderung zur Ver-
fügung gestellt werden. Neue Wohnformen sowie 
barrierefreies und inklusives Wohnen müssen stärker 
gefördert werden. Der PARITÄTISCHE Hessen fordert, 
dass die hess. Bauordnung den Vorgaben der UN- 
Behindertenrechtskonvention angepasst wird.  

Übernahme tatsächlicher Miet­
kosten im Sozialleistungsbezug

Haushalte, die auf Arbeitslosengeld II oder Grund-
sicherung angewiesen sind, erhalten oftmals nicht 
die tatsächlichen Kosten für ihre Wohnung. Der PARI-
TÄTISCHE Hessen fordert, dass Mieten in voller Höhe 
übernommen und dabei die ortsspezifische Miet-
preisentwicklung berücksichtigt wird.

Infrastruktur im ländlichen 
Raum verbessern

Um ländliche Regionen für Bewohner*innen wieder 
attraktiver zu machen, muss in Verkehrs- und Breit-
bandinfrastruktur investiert werden, aber vor allem 
in soziale, kulturelle und medizinische Infrastruktur. 
Der ÖPNV im ländlichen Raum muss ausgebaut und 
einkommensschwachen Haushalten kostenfrei zur 
Verfügung gestellt werden.

Mietpreisanstieg stoppen 

Der Mietpreisanstieg muss wirksam und flächende-
ckend begrenzt werden. Dafür sind flächendeckend 
Mietspiegel erforderlich, die das tatsächliche Mieten-
niveau aller Wohnungen abbilden. Eine verschärfte 
und flächendeckende Mietpreisbremse muss ohne 
Ausnahmen gelten. Mieterhöhungen müssen auf den 
Inflationsausgleich begrenzt, Mietpreisüberhöhun-
gen und Mietwucher geahndet werden.

Keine Verdrängung durch 
Modernisierung

Die Kosten einer energetischen Modernisierung dür-
fen zukünftig nur noch so umgelegt werden, dass die 
Warmmiete nicht steigt. Die Umlage anderer Moder-
nisierungskosten muss auf 4 % begrenzt werden. Alle 
Mieter*innen müssen wirksam vor unberechtigter 
Kündigung und Räumung geschützt werden. 

Wohnungslosigkeit überwinden

Der PARITÄTISCHE Hessen fordert ein Aktionspro-
gramm „Wohnungslosigkeit überwinden“ mit fol-
genden Bausteinen: Förderprogramm zum Aufbau 
kommunaler Fachstellen zur Prävention von Woh-
nungsverlusten in ganz Hessen und zur Erschließung 
von Wohnraum, Förderprogramm für aufsuchende 
Hilfen auf der Straße sowie wohnbegleitende Hilfen, 
Einführung einer landesweiten, integrierten Woh-
nungsnotfallstatistik und einer landesweiten Unter-
suchung zu Umfang, Struktur und Hilfen für Men-
schen in Wohnungsnotlagen.

Förderung von sozialen 
Trägern als Vermieter

In Kooperation mit den Kommunen und Kreisen 
sollen gemeinnützige Wohnraumhilfen und soziale 
Träger Wohnraum bei Wohnungsbaugesellschaften 
und Privateigentümern akquirieren, anmieten und 
weitervermieten, bei Bedarf verbunden mit einer so-
zialen Betreuung der Mieter*innen. Dieses Angebot 
muss durch Förderung des Landes flächendeckend 
etabliert werden. 

Gemeinnützigen Wohnungsbau  
reaktivieren

Als Alternative zur renditeorientierten Wohnungs-
wirtschaft muss eine Neue Wohnungsgemeinnützig-
keit (NWG) wieder eingeführt werden. Die soziale 
Zweckbindung von Wohnungen muss dauerhaft ge-
sichert und durch steuerliche Förderung, Privilegien 
bei der Vergabe von Grundstücken, öffentlichen Zu-
schüssen und Krediten ermöglicht werden. Landesei-
gene und kommunale Wohnungsbaugesellschaften 
müssen wieder gemeinnützig sein und Mieter*innen 
wieder größere Mitspracherechte haben.


